Deutscher Bundestag 
2.'WahIperiode 
1953 


Drucksache 3280 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

über Änderungen und Ergänzungen von Vorschriften des Zweiten 
Budies der Reichsversicherungsordnung (Gesetz über Leistungs- 
verbesserungen in der Krankenversicherung) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichs Versicherungs- 
ordnung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 182 

a) erhält Absatz 1 Nr. 1 folgende Fas- 
sung: 

„1. soweit erforderlidb Krankenpflege 
vom Beginn der Krankheit an; sie 
umfaßt: 

a) ärztliche Behandlung, 

b) Versorgung mit Arznei, Heil- 
mitteln, Hilfsmitteln und Zahn- 
ersatz, 

c) Kur und Verpflegung in einem 
Krankenhaus (Krankenhaus- 
pflege), 

d) Hauspflege. 

Die Krankenpflege muß nach 
Maßgabe wissenschaftlich gesicher- 
ter medizinischer Erfahrungen 
ausreichend und zweckmäßig sein; 

b) wird Absatz 2 gestrichen. 

2. § 182 a wird gestrichen. 

3. § 182 b wird gestrichen. 

4. § 183 erhält folgende Fassung: 


„S 183 

(1) Die Krankenpflege wird ohne zeit- 
liche Begrenzung gewährt. 

(2) Anspruch auf Krankengeld besteht 
für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit. 
Werden Maßnahmen zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit (§§ 1236 bis 1244 der 
Reichsversicherungsordnung, Artikel 1 
§§ 13 bis 21 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes) durchge- 
führt, so endet der Anspruch auf Kran- 
kengeld mit Beginn dieser Maßnahmen. 
Hat der Versicherte für sechsundzwanzig 
Wochen Krankengeld bezogen und liegt 
für nicht absehbare Zeit Berufsunfähig- 
keit (§ 1246 der Reichsversicherungsord- 
nung, Artikel 1 § 23 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes) oder 
Erwerbsunfähigkeit (§ 1247 der Reichs- 
versicherungsordnung, Artikel 1 § 24 
des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes) vor, so wird Krankengeld 
nur weitergewährt, wenn Antrag auf 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit gestellt ist; die Mit- 
teilungspflicht der Krankenkasse (§ 1244 
Abs. 2 der Reichsversidierungsordnung, 
Artikel 1 § 21 Abs. 2 des Angestell- 
tenversicherungs - Neuregelungsgesetzes) 
bleibt unberührt. Die Krankengeldzah- 
lung wird mit Ablauf des Monats, in dem 
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der Besdieid über den Rentenantrag zu- 
gestellt wird, eingestellt. Das über die 
Bezugsdauer von sechsundzwanzig Wo- 
chen gewährte Krankengeld wird auf die 
Rente angerechnet und ist insoweit der 
Kasse vom Träger der Rentenversiche- 
rung zu erstatten. 

(3) Bei Bezug von Altersruhegeld 
(§ 1248 der Reichsversicherungsordnung, 
Artikel 1 § 25 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes) endet der Anspruch auf 
Krankengeld spätestens mit Ablauf der 
sechsundzwanzigsten Woche des Kran- 
kengeldbezuges. 

(4) Für Versicherte, denen Ansprüche 
nach dem Bundesversorgungsgesetz zu- 
stehen, richtet sich die Gewährung von 
Krankengeld nach Ablauf von sechsund- 
zwanzig Wochen nach den Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes.“ 

5. Folgender § 183 a wird eingefügt: 

4 183 a 

Hilfsmittel werden zur Beseitigung der 
durch Krankheit bedingten Arbeits- 
unfähigkeit, zur Erleichterung der Folgen 
der Krankheit oder zur Sicherung des 
Heilerfolges gewährt." 

6. Folgender § 183 b wird eingefügt: 

4 183 b 

Die Kasse trägt die Kosten für heraus- 
nehmbaren Zahnersatz, für festsitzenden 
Zahnersatz trägt die Kasse nach Maßgabe 
der Satzung die Kosten oder beteiligt 
sich mit einem Zuschuß an den Kosten.“ 

7. § 184 erhält folgende Fassung: 

4 184 

(1) Krankenhauspflege wird gewährt, 
wenn und solange wegen Krankheit 
stationäre Behandlung erforderlich ist. 
Dies gilt nicht, wenn der Träger der 
Rentenversicherung als Maßnahme zur 
Erhaltung, Besserung oder Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit (§§ 1236 
bis 1244 der Reichsversicherungsordnung, 
Artikel 1 §§ 13 bis 21 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes) sta- 
tionäre Behandlung gewährt. 

(2) Die Aufnahme des Kranken in ein 
Krankenhaus bedarf seiner Zustimmung. 
Bei einem Minderjährigen über 16 Jahre 
genügt dessen Zustimmung. 


(3) Wird einer weiblichen Versicherten, 
in eieren Haushalt ein oder mehrere 
Kinder (§ 205 Abs. 2) unter 16 Jahren 
leben, Krankenhauspflege gewährt, so 
kann die Kasse sich an den Kosten einer 
Hauspflegerin mit einem Zuschuß be- 
teiligen." 

8. § 185 erhält folgende Fassung: 

4 185 

Mit Zustimmung des Versicherten 
werden Hilfe und Wartung durch Kran- 
kenpfleger, Krankenschwestern oder an- 
dere Personen gewährt, wenn die Auf- 
nahme des Kranken in ein Krankenhaus 
geboten, aber nicht durchführbar ist oder 
aus anderen triftigen* Gründen nicht 
erfolgt. Die Kasse kann die Leistung auch 
aus anderem Anlaß gewähren.“ 

9. § 187 erhält folgende Fassung: 

4 187 

Die Satzung kann die Gewährung von 
Leistungen zur Erhaltung, Besserung oder 
Wiederherstellung der Gesundheit und 
zur Erleichterung der Folgen von Krank- 
heiten vorsehen,“ 

10. In § 187 b werden in Absatz 1 die 
Sätze 2 und 3 sowie der Absatz 2 ge- 
strichen. 

11. In § 187 c wird Absatz 2 gestrichen. 

12. § 188 wird gestrichen. 

13. § 193 wird gestrichen. 

14. In § 196 

a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Mit Zustimmung der Schwan- 
geren oder Wöchnerin werden ge- 
währt: 

1. an Stelle des Wochengeldes Kur 
und Verpflegung in einem Wöchne- 
rinnenheim oder 

2, Hilfe und Wartung durch Kranken- 
schwestern oder andere Personen.“; 

b) erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) § 184 Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

12. § 205 erhält folgende Fassung: 

„§ 205 

(1) Die Versicherten erhalten Kran- 
kenpflege für 

a) den unterhaltsberechtigten Ehegatten, 
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b) Kinder bis zur Vollendung des 18. Le- 
bensjahres, 

c) unverheiratete Kinder in Berufs- oder 
Schulausbildung bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres, 

d) unverheiratete Kinder, die infolge 
körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unter- 
halten, 

in gleichem Umfange wie Versicherte 
(Familienkrankenpflege). 

(2) Als Kinder gelten 

a) die ehelichen Kinder, 

b) die in den Haushalt des Versicherten 
aufgenommenen Stiefkinder und En- 
kel, 

c) die für ehelich erklärten Kinder, 

d) die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

e) die unehelichen Kinder eines männ- 
lichen Versicherten, wenn seine Vater- 
schaft oder seine Unterhaltspflicht 
festgestellt ist, 

f) die unehelichen Kinder einer Ver- 
sicherten, 

g) die Pflegekinder im Sinne des § 2 
Abs. 1 Satz 3 des Kindergeldgesetzes. 

(3) Die Satzung kann die Familien- 
krankenpflege audi auf sonstige Ange- 
hörige erstrecken, die mit dem Ver- 
sicherten in häuslicher Gemeinschaft 
leben und von ihm ganz oder überwie- 
gend unterhalten werden. 

(4) Der Anspruch auf Familienkran- 
kenpflege für die in den Absätzen 1 bis 3 
bezeichneten Angehörigen besteht nur, 
soweit diese nicht anderweit einen ge- 
setzlichen Anspruch auf Krankenpflege 
haben. Ist ein Anspruch gegen mehrere 
Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung oder gegen einen mehrfach begrün- 
det, so wird die Leistung nur einmal 
gewährt. Leistungspflichtig ist der Ver- 
sicherungsträger, der zuerst in Anspruch 
genommen wird.“ 

13. § 205 d erhält folgende Fassung: 

4 205 d 

Zur Abgeltung ihrer Aufwendungen in 
der Familienwochenhilfe erhalten die 
Kassen vom Bund für jeden Familien- 


wochenhilfefall einen Pauschsatz von ein- 
hundertfünfzig Deutsche Mark. Das 
Nähere bestimmt die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung.“ 

Artikel 2 

(1) Soweit nach Gesetz oder Satzung für 
die Gewährung von Leistungen der Kranken- 
hilfe, Familienkrankenpflege, Wochenhilfe 
oder Familienwochenhilfe ein Träger eines 
anderen Zweiges der Sozialversicherung oder 
eine sonstige durch Gesetz verpflichtete Stelle 
zuständig ist, bleibt deren Verpflichtung und 
Zuständigkeit unberührt. 

(2) Die Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung haben den Kassen die diesen aus 
Anlaß von Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten entstehenden Aufwendungen zu er- 
setzen. Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung Pauschbeträge zur Abgeltung der 
Aufwendungen für ärztliche Behandlung, 
Arznei und Heilmittel festsetzen. 

(3) Die zwischen den Trägern der Kran- 
kenversicherung und den Trägern der Renten- 
versicherung getroffenen Vereinbarungen 
über die gemeinsame Zuständigkeit für die 
Gewährung von Zahnersatz, Heil- und Hilfs- 
mitteln sowie von Leistungen bei Erkrankung 
an Tuberkulose werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

Artikel 3 

Soweit in anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen verwiesen wird oder Bezeich- 
nungen verwendet werden, die durch dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Bestimmungen und Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf 
die Verkündung folgenden Kalenderviertel- 
jahres in Kraft. 

Bonn, den 12. März 1957 

Ollenhauer und Fraktion 
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